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Geſetz-Sammlung 
für die i 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 44. 


(Nr. 5800.) Beſtaͤtigungs-Urkunde eines Nachtrages zu den Statuten der Berlin⸗Stettiner a 


Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, betreffend die Anlage einer Zweigbahn von Neu: 
ſtadt⸗Eberswalde nach Wriezen und die Erhoͤhung des Stammaktien-Kapitals 
der Geſellſchaft um 3,176,000 Thaler. Vom 7. Dezember 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der General- 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 28. Mai 1863. die Anlage einer Zweigbahn 
von Neuſtadt⸗Eberswalde nach Wriezen, als eines integrirenden Theils ihres 
bisherigen Unternehmens, ſowie die Erhoͤhung ihres Stammaktien⸗Kapitals um 
den Betrag von 3,176,000 Thaler beſchloſſen hat, wollen Wir hierdurch ſowohl 
zur Anlage der gedachten Zweigbahn, als auch zu der erwaͤhnten Erhoͤhung 
des Stammaktien⸗Kapitals Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen und 


den anliegenden, auf Grund der Beſchluͤſſe der Generalverſammlung ausge: 


fertigten Nachtrag zu den Statuten der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
hiermit beſtaͤtigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die 
Eiſenbahn- Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen 
Vorſchriften, namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, auf das oben gedachte 
Unternehmen einer Zweigbahn von Neuſtadt-Eberswalde nach Wriezen Anwen⸗ 
dung finden ſollen. 

Die gegenwärtige Beſtaͤtigung und Genehmigung iſt nebſt dem Statut⸗ 
Nachtrage durch die eres ⸗Sanmlung bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. b 

Gegeben Berlin, den 7. Dezember 1863. 


(L. S.) Wilh elm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Jahrgang 1863. (Nr. 5800.) 107 Nach⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1863, 


N r eee Er he han ra BL a cz pa en 


an an FE 


Er U 


an: 
S 


77S EI RE 


EEK 


r 


En 


Nachtrag 
a zu den 
am 12. Oktober 1840. Allerhöchft beſtätigten Statuten der Berlin⸗ 
Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz- Sammlung von 1840. 
S. 305. ff.) 


SH 
Das Unternehmen der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft wird auf 
die Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Zweigbahn im Anſchluſſe an die 
Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn von Neuftadt-Eberswalde nach Wriezen, unter der Bes 
dingung der unentgeltlichen Gewaͤhrung des zu dem Bau definitiv und voruͤber⸗ 
gehend nothwendigen Terrains Seitens der betheiligten Kreiſe, Kommunen 
u. ſ. w. ausgedehnt. 
$. 2. 


Die Zweigbahn von Neuſtadt⸗Eberswalde nach Wriezen bildet einen integri⸗ 
renden Theil des Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Unternehmens, und finden auf die⸗ 
ſelbe alle Beſtimmungen der Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Geſellſchafts⸗-Statuten und 
namentlich auch des Geſetzes vom 3. November 1838. Anwendung. 


$. 3. 


Das zu dem Bau und zur vollſtaͤndigen Ausruͤſtung dieſer Zweigbahn 
erforderliche Anlagekapital von 


„Einer Million zweihundert und ſechs und zwanzig tauſend Thalern“, 


desgleichen die zur Herſtellung eines zweiten Geleiſes auf der Bahnſtrecke Anger⸗ 
muͤnde⸗Berlin, einſchließlich der Erweiterung des Bahnhofes zu Berlin, erfor: 
derlichen 
„Eine Million zweihundert und funfzig tauſend Thaler“, 
ferner die zur Vermehrung der Transportmittel fuͤr die Bahnſtrecke Berlin⸗ 
Stettin⸗Stargard erforderlichen 
„Einhundert funfzig tauſend Thaler“ 

und die zur Erweiterung reſp. Verlegung des Bahnhofes zu Stettin erforder— 


lichen 
„ fuͤnfhundert und funfzig tauſend Thaler“, 


werden durch Kreirung von Stammaktien zum gleichen Nominalbetrage be⸗ 


ſchafft. 
§. 4. 
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Die Realiſation der demgemaͤß zu kreirenden Aktien erfolgt in der Art, 
daß dieſelben nach Maaßgabe des eintretenden Geldbeduͤrfniſſes an die jedes⸗ 
maligen Inhaber der im Umlauf befindlichen Aktien nach Verhaͤltniß ihres Be⸗ 
ſitzes zum Parikurſe uͤberlaſſen werden, falls ſich die gedachten Inhaber dazu 
bis zu den von dem Direktorium zu beſtimmenden Terminen melden. Die 
in dieſer Art nicht zu begebenden Aktien werden nach Maaßgabe des eintreten⸗ 
den Geldbeduͤrfniſſes fuͤr Rechnung der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
5 das Direktorium nach deſſen und des Verwaltungsrathes Ermeſſen ver— 
auft. 

Stettin, den 4. November 1863. 


(Nr. 5801.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft zu Leimbach und Nieder-Adenau, Kreis 
Adenau. Vom 7. Dezember 1863. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der in den Gemeindebaͤnnen von Leimbach und 
Nieder⸗Adenau, Kreis Adenau, belegenen Wieſen, nach Anhörung der Bethei⸗ 
ligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. 57. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1843. 
S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Art. 2. (Geſetz-Samml. vom 
Jahre 1853. S. 183.), was folgt: 


K. 


zu verbeſſern. hat Ro srechte und fein Domizil bei ſei⸗ 
nem jedesmaligen Vorſteher. 


H. 2. 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, die 
Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbands⸗ 
wieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Ver— 
bandes gemacht und unterhalten nach einem Plane, welcher durch den beſtellten 
e anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung feſtzu⸗ 

ellen iſt. 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
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Wieſenparzellen durch Planirung, Duͤngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 
H. 3. 

Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 

ie 1 von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen auf⸗ 
ebracht. i 

; Der Buͤrgermeiſter fest die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Arbeiten werden in der Regel im Tagelohn ausgefuͤhrt unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeſſen zweckmaͤßig iſt, follen die Arbeiten 
1 Beſtimmung des Vorſtändes an den Mindeſtfordernden verdungen 
werden. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausfuͤhren laſſen. 

In ſolchen Fallen iſt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig 
oder nicht gehoͤrig ausgeführten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinne⸗ 
rung auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten von demſelben durch 
Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei 
Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen fuͤr ihre Grundſtuͤcke obliegen und im 
Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 

ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in 
der Regel unentgeltlich hergeben. 
i Soweit ihm der Werth nicht durch das an den Dammdoſſirungen und 
Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige Vortheile erſetzt werden 
ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber werden, mit Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (cfr. H. 9.). 

Die Erwerbung von Terrain, welches Nichtmitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 
1843. e 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand 
bilden. 

Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt unentgeltlich und werden nur baare 
Auslagen aus der Genoſſenſchaftskaſſe erſetzt. 

$. 6. 


N 


_ ul 


77. . BER 
e 5 e . 


e 


a 


x 


$. 6. 

Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſen⸗ 
ſchoͤffen. — Bei der Wahl dat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme. ‚Wer mehr 
als zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen 
beſitzt, hat drei Stimmen und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme 
mehr. 8 ö 
; Der Bürgermeifter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 


in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 


Vertreter, Ehemaͤnner fuͤr ihre Ehefrauen mitſtimmen. 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. i 5 a s 

Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beachten. Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter 
beſcheinigte Wahlprotokoll. 


H. 7. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver— 
bandes und vertritt denſelben anderen Behoͤrden und Perſonen gegenuͤber. 


Er hat insbeſondere 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 

b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen 
und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; f 


c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 


d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den 
Wieſenſchoͤffen abzuhalten; 


e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen erforderlich; 

) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfaͤllen laßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen 
Wieſenſchoͤffen vertreten. 


Gr. 5801.) 5 H. 8. 
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Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die Generalver— 
ſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal be⸗ 
lung Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land— 
rathes. ö 
Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu bewaͤſſern, und muß ſo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlagen eigenmaͤchtig veraͤndern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anwei⸗ 
ſungen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben 
mit Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent— 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung (F. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge— 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an ein 
Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die 
Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalverſamm— 
lung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jeder, der in 
der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den oͤffentlichen Gemeindeaͤmtern waͤhlbar 
iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


§. 10. 
Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 


und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
f zu 


u freffen und kann derſelbe Uebertretungen mit Ordnungsſtrafen bis zu drei | 
halern bedrohen. | 2 7 N 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Regierung in Coblenz als 
Landespolizei-Behoͤrde und von dem Minifter für die landwirthſchaftlichen An= 
gelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche 
den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 


§. 12. 


Aenderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh— 
migung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. Dezember 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 5802.) Statut des Verbandes zur Regulirung des Nemitz-Baches im Kreiſe Cammin. 
Vom 7. Dezember 1863. 


5 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der Grundſtuͤcke im Thale des Nemitz⸗Baches 
im Kreiſe Cammin, vom Zemliner See bis zur Koͤnigsmuͤhle, nach Anhoͤrung 
der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl entſprechend, auf Grund des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853. und 28. Februar 1843., was folgt. 


8 N 
Alle diejenigen Grundbeſitzer, deren Grundſtuͤcke von der Regulirung des Umfang und 


Nemitz⸗Baches Vortheil haben, werden zu einem Verbande vereinigt. Zweck des Be 


Der Verband bildet eine Korporation und hat feinen Gerichtsſtand bei bandes. 
dem Kreisgerichte in Cammin. 


H. 2. 


Dem Verbande liegt ob, den vom Landesmeliorations-Baumeiſter Schoͤn⸗ 
wald am 5. Januar 1863. entworfenen Regulirungsplan B., ſo wie derſelbe 
bei der Reviſion und Superreoiſion feſtgeſtellt worden, zur Ausführung zu 
bringen und den regulirten Fluß in Stand zu halten. 

(Nr. 58015802.) Er⸗ 
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Erhebliche Abaͤnderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 

Wenn nach erfolgter Ausführung der Hauptentwäfferung die Einrichtung 
von Seitenentwaͤſſerungen oder Bewaͤſſerungsanlagen ſich als nothwendig oder 
zweckmaͤßig zeigt, ſo hat der Vorſtand dieſelben zu vermitteln und noͤthigenfalls 
auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzufuͤhren, nachdem der Plan 
dazu von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach An⸗ 
hoͤrung der Betheiligten feſtgeſtellt worden iſt. Die Koſten ſolcher neuen An⸗ 
lagen, ſowie der Unterhaltung derſelben werden von den ſpeziell dabei Bethei⸗ 
ligten nach Maaßgabe ihres Vortheils getragen. Auch hat der Meliorations⸗ 
verband die Unterhaltung gemeinſchaftlicher Abzugs- oder Bewaͤſſerungsgraͤben 
im Meliorationsgebiete, die nicht zu den Verbandsanlagen gehoͤren und durch 
Beſchluß der Regierung in Stettin unter Schau geſtellt werden, zu über: 

wachen. 5 


Expropria⸗ Dem Verbande wird das Recht zur Expropriation gegen die Beſitzer 
tionsrecht. von ſolchen Grundſtuͤcken und Stauwerken verliehen, welche er zur Ausführung 
i des obigen Regulirungsplanes erwerben oder veraͤndern muß. 

Das durch die Regulirung entbehrlich gewordene alte Flußbett wird da⸗ 
gegen Eigenthum des Verbandes, jedoch ſteht dem anſchließenden Grundbeſitzer 
das Recht zu, und zwar nach der Folgezeit der Anmeldung, die dem alten 
Flußbette abgenommene Flaͤche gegen Erlegung des Taxwerthes zu erwerben. 


H. 4. 


Beitragsver · Die Koſten der Regulirung und Unterhaltung der Anlagen werden von 
hältniß der ein. den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters 


1 0 1. (H. 8.) aufgebracht. 92 


legung und Un. 


„ Die Beitragspflicht ruht unabloͤslich auf den Grundftücden, iſt den 
wel. öffentlichen Laſten gleich zu achten und bedarf keiner hypothekariſchen Ein⸗ 


tragung. 
ö H. 6. 

Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehoͤrde 
des Verbandes in eben der Art, wie dies bei den oͤffentlichen Laſten zulaͤſſig 
iſt, durch Exekution erzwungen werden. Dieſe Exekution findet auch ſtatt gegen 
Paͤchter, Nutznießer, oder andere Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vor⸗ 
behaltlich des Regreſſes an den eigentlich Verpflichteten. 


Se le 


Die Er werden durch den Ortserheber mit den landesherrlichen 

Steuern zum 1. Mai und 1. November jeden Jahres eingezogen und an die 

Verbandskaſſe abgefuͤhrt. E 
on 


— 793 — 
Von der Regierung konnen bei beſonders dringenden Fällen auch andere 


Zahlungstermine auf den Antrag des Vorſtandes des Verbandes feſtgeſetzt 
werden. b 


$ 8. 


In dem Kataſter find die betheiligten Grundſtuͤcke nach Verhaͤltniß des 
durch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vor⸗ 
theils in drei Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 

der erſten Klaſſe zu 1 Theil, 

der zweiten Klaſſe zu 3 Theil, 

der dritten Klaſſe zu 3 Theil 
heranzuziehen iſt. 

Der Vorſtand ſoll ermaͤchtigt fein, auf Antrag der Bonitirungskommiſ⸗ 
fion anderweite Klaſſen oder eine Veränderung ihrer Werthſaͤtze mit Geneh— 
migung des Miniſters fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten feſtzuſetzen. 


F. 9. 


Die Aufſtellung des Kataſters erfolgt durch zwei von dem Vorſtande 
gewählte Boniteure unter Leitung des Königlichen Kommiſſarius, welcher 
ſich bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤfte zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten 
laſſen kann. 

Der Vorſtand iſt ermaͤchtigt, den Boniteurs nach Befinden beſonders 
ortskundige Perſonen beizuordnen. 


$. 10. 


Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Guͤtern, 
welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, extraktweiſe mitzutheilen und iſt 
zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, in welcher 
das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen 
und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen Sach⸗ 
verfiändigen zu unterſuchen. 

Dieſe Sachverftändigen find von der Regierung zu ernennen, und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalld ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der oͤkonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger bei⸗ 
geordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
demgemaͤß berichtigt; andernfalls werden die Akten der Regierung zur Entſchei⸗ 
dung uͤber die Beſchwerden eingereicht. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 

Jahrgang 1863. (Nr. 5802.) 108 iſt 


Geſchäftsor⸗ 
ganiſation des 
Verbandes. 

I. Während 
der Ausführung 
der Regulirung: 

a) vom Vor⸗ 
ſtande des 

Verbandes; 
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iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugefertigt. 

Die . von Beiträgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach §. 9. aufgeſtellt iſt, mit Vor— 
behalt ſpaͤterer Ausgleichung. b 

F. 11. 


Eine Berichtigung des Kataſters tritt ein: 

1) im Falle der Parzellirung und Beſitzveraͤnderung; 

2) wenn erhebliche, fünf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufftel- 
a des Kataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen 
werden. 

Ueber die Antraͤge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedachten 
Gruͤnden entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. 


$. 12. 


Wenn fuͤnf Jahre nach der Feſtſtellung des erſten Kataſters verfloſſen 
ſind, kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters 
von der Regierung angeordnet werden; dabei iſt das fuͤr die erſte Aufſtellung 
des Kataſters vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten. 


$. 13. 


Waͤhrend der Ausfuͤhrung der Regulirung werden die Geſchaͤfte des 
Verbandes von einem Vorſtande geleitet, welcher beſteht: b 
1) aus einem Kommiſſarius als Vorſitzenden; a 
2) aus einem Waſſerbautechniker, welche beide von dem Miniſter fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ernannt werden; 
3) aus fuͤnf gewaͤhlten Mitgliedern des Verbandes. 

Außerdem iſt der Landrath des Camminer Kreiſes, ſofern er nicht Kom⸗ 
miſſarius iſt, befugt, an den Vorſtandsſitzungen mit Stimmrecht Theil zu 
nehmen. 

§. 14. 


Die Niederung waͤhlt die fuͤnf Mitglieder des Vorſtandes und fuͤr jedes 
Mitglied einen Stellvertreter in einer Verſammlung und zwar durch abſolute 
Stimmenmehrheit. 

Wird eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, jo find nach zwei: 
maliger reſultatloſer Abſtimmung diejenigen Kandidaten, welche die relativ 


meiſten Stimmen bei der letzten Abſtimmung erlangt haben, auf eine engere 


Wahl zu bringen. 
; i $. 15, 
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H. 15. 


Der Kommiſſarius beruft die Wahlverſammlung und beſtimmt den Ort. 

Bei der Wahl hat jeder Ortsſchulze der betheiligten Doͤrfer, ſowie jeder 
der beiden Pfarrer zu Nemitz und Koͤnigsmuͤhl und jeder Beſitzer eines bethei— 
ligten Gutes, welches außer dem Gemeindeverbande ſteht, Eine Stimme. Die 
Beſitzer ſolcher Guͤter koͤnnen ihren Paͤchter oder Adminiſtrator zur Abgabe der 
Stimme bevollmaͤchtigen. Auch kann der Pächter oder Adminiſtrator eines be— 
theiligten Gutes zum Mitgliede des Vorſtandes oder Stellvertreter gewaͤhlt 
werden. 


§. 16. 


Der Vorſitzende beſtimmt Zeit und Ort der jedesmaligen Vorſtands⸗ 
ſitzung und ladet dazu die Mitglieder derſelben ein. 

Dieſelben ſind in Behinderungsfaͤllen gehalten, die Vorladung ſofort an 
ihren Stellvertreter zu befoͤrdern. 5 

Die Verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn nur fuͤnf Mitglieder ein⸗ 
ſchließlich der beiden Koͤniglichen Kommiſſarien ſich einfinden. 

Wenn drei Mitglieder darauf antragen, muß der Vorſitzende eine Vor⸗ 
ſtandsſitzung berufen. 4 1 


In der Sitzung werden die Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. 

Wer bei irgend einem Gegenſtande ein perſoͤnliches Intereſſe hat, wel— 
ches mit dem der Geſammtheit kollidirt, darf an der betreffenden Abſtimmung 
nicht Theil nehmen. 

Beſchluͤſſe uͤber bautechniſche Gegenſtaͤnde gegen das Gutachten des 
Technikers ſind, wenn der Techniker oder der Vorſitzende gegen die Ausfuͤh— 
rung proteſtiren, nicht eher ausfuͤhrbar, bis die Regierung daruͤber Entſcheidung 
getroffen hat. Dieſe muß demnaͤchſt zur Ausfuͤhrung gebracht werden. 


$. 18. 


Die Protokolle uͤber die Vorſtandsſitzungen ſind von dem Vorſitzenden, 
9 ne und wenigſtens zwei von den übrigen Vorſtandsmitgliedern zu 
vollziehen. 

i Korreſpondenzen mit anderen Behoͤrden und Privaten, desgleichen die 
Zahlungsanweiſungen zeichnet der Vorſitzende allein; er verwaltet im Namen 
des Vorſtandes die Geſchaͤfte, wenn der Vorſtand nicht verſammelt iſt, und 
fuͤhrt die Beſchluͤſſe des Vorſtandes aus. Er kann ſich dabei durch den 
Bautechniker oder ein ſonſtiges Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen. 

Alle Vertraͤge und Urkunden, welche die Korporation verbinden ſollen, 
muͤſſen von dem Vorſitzenden ausgeſtellt werden, jedoch iſt zu deren Guͤltigkeit 
außerdem erforderlich: 


1) wenn der Gegenſtand des Vertrages fuͤnfhundert Thaler und daruͤber 
betraͤgt, die Aufnahme eines Darlehns, oder den Ankauf, oder die 
(Nr. 5802.) ö 108 * Ver⸗ 
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Veraͤußerung eines Grundſtuͤcks, oder die Konſtituirung einer Servitut 
betrifft, die Beifuͤgung eines Genehmigungsbeſchluſſes des Vorſtandes; 
Darlehnsvertraͤge beduͤrfen auch noch der Genehmigung der Regierung; 
2) wenn der Gegenſtand eines anderen Vertrages funfzig Thaler uͤber⸗ 
ſteigt, die Mitunterſchrift von mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern, 
oder anſtatt derſelben die Beifuͤgung eines Genehmigungsbeſchluſſes des 

Vorſtandes. 0 

. 19. 


Jedes Vorſtandsmitglied — mit Ausnahme des Kommiſſarius und des 

Waſſerbautechnikers, welche aus der Staatskaſſe remunerirt werden — erhaͤlt 

fuͤr auswärtige Termine zwei Thaler Diäten aus der Kaffe des Verbandes, 
jedoch keine Reiſekoſten. 


$. 20. 
b) vom Ren Der Vorſtand akkordirt mit einer geeigneten Perſon wegen Uebernahme 
danten des der Rendanturgeſchaͤfte des Verbandes. 
Verbandes; N 21 


Der Rendant hat dafuͤr eine zwiſchen dem Vorſtande und ihm zu ver⸗ 

einbarende Kaution zu beftellen. 
§. N. 

‚Für feine Geſchaͤftsverwaltung wird ihm eine beſondere Inſtruktion von 
dem Vorſtande ertheilt. Er hat ſich den ordentlichen und außerordentlichen 
Reviſionen zu unterwerfen, welche der Vorſtand anordnet, legt demſelben Rech 
nung, erledigt ſeine Monita und empfängt von ihm feine Decharge. 


H. 23. 


e) von der Bau⸗ Die Ausführung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Reguli⸗ 
Kommiffion. rungsplan und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des Vor: 
ſtandes und ſeiner Mitglieder einer beſonderen „Baukommiſſion fuͤr die Regu⸗ 
lirung des Nemitzbaches“ uͤbertragen, welche aus dem Vorſitzenden, dem Bau— 
techniker und einem gewaͤhlten Vorſtandsmitgliede beſteht. Das letztere wird 
von dem Vorſtande aus ſeiner Mitte gewaͤhlt, kann ſich aber fuͤr einzelne Ge— 
ſchaͤfte durch ein anderes Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen. 
§. 24. 
Die Kommiffion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit. 
Die Verträge, welche fie abſchließt, find von allen drei Kommiſſions⸗ 
Mitgliedern zu unterſchreiben. \ 
$. 25. 
Sobald die Ausführung der Regulirung bewirkt ift, hört das Mandat 
der Baukommiſſion auf. 0 
Dieſelbe uͤbergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur ferneren Verwaltung. 
Streitigkeiten, welche dabei entſtehen moͤchten, entſcheidet der Miniſter für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhoͤrung der Regierung zu 
Stettin, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 5.30 


Die 


94 $: 26, 
Nach der Auflöfung der Baukommiſſion hoͤrt die Funktion des Kom- II. Nach Aus- 
miſſarius und des Bautechnikers auf. führung der Re⸗ 


Der Vorſtand beſteht demnaͤchſt aus einem Schaudirektor und den von b 
den Intereſſenten gewählten fünf Mitgliedern (F. 14.). Die Vorſtandsmit⸗ Schaudirektor 
glieder waͤhlen den Schaudirektor mit abſoluter Stimmenmehrheit auf zwoͤlf 
Jahre als Vorſitzenden. 5 

Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 

Wird eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſind nach dreima⸗ 
liger reſultatloſer Abſtimmung diejenigen beiden Kandidaten, welche bei der letz⸗ 
ten Wahl die relativ meiſten Stimmen erlangt haben, in eine engere Wahl zu 
bringen. Wird die Beſtaͤtigung verſagt, ſo ſchreitet der Vorſtand zu einer 
neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl vermei: 
gert, ſo ſteht der Regierung die Ernennung auf ſechs Jahre zu. 

Der Schaudirektor wird von einem Kommiſſarius der Regierung in 
oͤffentlicher Sitzung des Vorſtandes vereidigt. 

Der Schaudirektor ſeinerſeits verpflichtet die uͤbrigen Mitglieder des Vor— 
ſtandes an Eidesſtatt. 

Die ſonſtigen Vorſchriften der $$. 14. bis 19. über die Wahl der Vor: 
ſtandsmitglieder und die Geſchaͤftsfuͤhrung des Vorſtandes bleiben auch kuͤnftig 
ee insbeſondere beruft demnaͤchſt der Schaudirektor die Wahloerſammlung 
(H. 15.). f 

Wenn eines der fünf Vorſtandsmitglieder zum Schanudirektor gewählt 
wird, ſo beſteht der Vorſtand nur aus fuͤnf Mitgliedern. 

$ 27. 

Der Schaudirektor erhaͤlt an Reiſetagen zur Schau, ſowie bei auswaͤr⸗ 
tigen Terminen zwei Thaler Diaͤten, jedoch keine Reiſekoſten. 

Ueber einen Buͤreaukoſtenaufwand hat er ſich mit dem Vorſtande zu 
einigen. 

H. 28. 


Der Vorſtand des Verbandes fuͤhrt die Aufſicht uͤber den Bach und 
die etwa vom Verbande ſonſt ausgefuͤhrten und zur Unterhaltung uͤbernomme⸗ 
nen Anlagen, desgleichen uͤber diejenigen Seitengraͤben und Bewäſſerungs⸗ 
anlagen mehrerer Verbandsgenoſſen, welche nach F. 2. des Statuts von der 
Regierung unter Schau geſtellt werden. 

Ziu dieſem Behufe findet zwiſchen der Fruͤhjahrsſaat- und der Erntezeit 
jaͤhrlich eine Hauptſchau des Baches und der gemachten Anlagen ſtatt. 
H. 29. 

„Der Schaudirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er legt 
dabei eine Rolle der Schaugegenſtaͤnde mit ihrer Beſchreibung zu Grunde; er 
zieht dabei die Betheiligten zu, laͤßt die Rolle berichtigen und haͤlt demnaͤchſt 
in der Vorſtandsſitzung uͤber die Ergebniſſe der Schau Vortrag. Auch der 
Kreislandrath iſt von der Schau in Kenntniß zu ſetzen und kann derſelben 
beiwohnen. 

Nr. 5802.) a §. 30. 
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§. 30. 

Der Verbandsvorſtand ſetzt feſt, welche neue Anlagen für gemeinfchaft- 
liche Rechnung des ganzen Verbandes ausgefuͤhrt werden ſollen und was zur 
Unterhaltung der vorhandenen Anlagen geſchehen ſoll. Er beſtimmt, welcher 
Beitrag auszuſchreiben iſt und was einzelne Gemeinden oder Beſitzer von 
bed außer dem Gemeindebezirk an beſonderen Verpflichtungen zu leiſten 
aben. 

Gegen dieſe Feſtſetzungen und Entſcheidungen ſteht den Betheiligten 
innerhalb zehn Tagen der Rekurs an die Regierung zu, doch darf, wenn Ge— 
fahr im Verzuge iſt, der Vorſtand unbeſchadet des eingelegten Rekurſes ſeine 
Entſcheidung im Zwangswege zur Ausfuͤhrung bringen. 


$. 31. 


Der Schaudirektor ftellt nach Anhörung des Vorſtandes den Rendanten 
und einen Grabenaufſeher an, ertheilt ihnen NE und Inſtruktion und 
iſt befugt, Ordnungsſtrafen bis zur Hoͤhe von drei Thalern gegen ſie feſt— 
zuſetzen. 

§. 32. 

Der Rendant verwaltet die Kaſſe des Verbandes, legt die Rechnungen 
des Vorjahres und den mit dem Schaudirektor vorher entworfenen Etat fuͤr 
das neue Rechnungsjahr dem Vorſtande vor und erhaͤlt von dieſem die 
Decharge uͤber die gelegten Rechnungen. 

Alle Zahlungsanweiſungen muͤſſen vom Schaudirektor vollzogen werden. 


$. 33. 


Der Grabenaufſeher hat den Bach und die ſonſtigen Anlagen des Ver⸗ 
bandes ſtets in Aufſicht zu halten und die vom Schaudirektor angeordneten 
Raͤumungen und ſonſtigen Bauten ordnungsmaͤßig auszufuͤhren. 


$. 34. 


Der Schaudirektor hat die Beitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters und 
der Beſchluͤſſe des Vorſtandes rechtzeitig auszuſchreiben, auch fuͤr ihre Ein— 
ziehung durch die Ortserheber Sorge zu tragen. 

Naturalleiſtungen, welche nicht rechtzeitig den Angeboten entſprechend er⸗ 
fuͤllt werden, laͤßt der Schaudirektor fuͤr Rechnung des Pflichtigen ausfuͤhren 
und die Koſten von dem letzteren durch Exekution einziehen. 

Die Polizeibehoͤrden ſind verpflichtet, auf Requiſition des Schaudirektors 
die Ortsvorſteher bei der Beitreibung der Beitraͤge, Koſten und Strafgelder zu 
unterſtuͤtzen. 

Der Schaudirektor iſt befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der 
zum Schutz der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafe bis zu 
fuͤnf Thalern Geldbuße oder drei Tage Gefaͤngniß vorlaͤufig feſtzuſetzen, nach 
dem Geſetze vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1852. S. 245.). 

Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geld— 
ſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 9 85 


En 


$. 35. 


Der Verband ift dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. UI. Staats- 
Dies Recht wird während des Beſtehens der Baukommiſſion ſowohl, als auch Auſſichtsbe. 
nach Aufloͤſung derſelben durch die Regierung in Stettin als Landespolizei Pd 
Behoͤrde und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, uͤbrigens in dem 
Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der 
Gemeinden zuſtehen. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta— 
tuts uͤberall beobachtet, die Anlagen gut ausgefuͤhrt und ordentlich erhalten, die 
Grundſtuͤcke des Verbandes ſorgfaͤltig genutzt und die etwaigen Schulden deſ— 
ſelben regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe 
des Vorſtandes und des Schaudirektors und ſetzt ihre Entſcheidungen nöthigen- 

falls exekutiviſch in Vollzug. 


Die Beſchwerden an die Regierung koͤnnen nur 
a) über Straffeſtſetzungen des Vorſitzenden reſp. des Schaudirektors gegen 
Unterbeamte des Verbandes binnen zehn Tagen, 
b) gegen Beſchluͤſſe uͤber den Beitragsfuß, uͤber Erlaß und Stundung von 
Beitraͤgen, ſowie uͤber Entſchaͤdigungen, binnen vier Wochen, 
nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. 

Dieſelben ſind bei dem Vorſitzenden reſp. dem Schaudirektor einzureichen, 
welcher die Beſchwerde, begleitet mit ſeinen Bemerkungen, ungeſaͤumt an die 
Regierung zu befoͤrdern hat. 

Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 


F. 36. 


| Die Regierung beauffichtigt das Vermögen des Verbandes; die aufzu- 
nehmenden Darlehne beduͤrfen ihrer Genehmigung, ſie ſorgt fuͤr die regelmaͤßige 
Verzinſung und Amortiſation der Schulden des Verbandes. Ihr muß, damit 
fie in Kenntniß von dem Gange der Verwaltung erhalten werde, jährlich Ab— 
ſchrift des Etats, der Schau: und Vorſtands⸗Konferenzprotokolle und ein Final⸗ 
abſchluß der Kaſſe uͤberreicht werden. 

Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Kaſſe ſowohl, 
als auch der geſammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Bei- 
wohnung der Schau und der Vorſtandsverſammlungen abzuordnen, eine Ge— 
ſchaͤftsanweiſung fuͤr die Beamten nach Anhoͤrung des Vorſtandes zu ertheilen 
und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. über die Polizeiverwaltung 
(Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1850. S. 265.) die erforderlichen Polizeiverord⸗ 
nungen zu erlaſſen zum Schutze der Gräben, Pflanzungen und ſonſtigen An⸗ 
lagen des Verbandes. 


H. 37. 


Beim Expropriationsverfahren ſteht die Entſcheidung daruͤber, welche 
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Gegenſtaͤnde in den einzelnen Fallen der Expropriation unterliegen, der Regie⸗ 


rung zu, mit Vorbehalt eines innerhalb einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen 
einzulegenden Rekurſes an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 


legenheiten. 

Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls 
durch die Regierung. 

Hierbei, ſowie in Betreff des dem Provokaten innerhalb ſechs Wochen 
nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an das Reviſions— 
Kollegium für Landeskultur⸗Sachen in Berlin find im Uebrigen die Vorſchrif— 
ten der $$. 45. bis 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. maaßgebend. 

Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigungen für die ſtattgehabten Expro⸗ 
priationen kommen die fuͤr den Chauſſeebau der Provinz Pommern beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 


$. 38. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Vorſtande 
nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus- 
haltsetat zu bringen, oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regierung 
nach Anhoͤrung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen 
bewirken, oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſt und ver— 
fuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beitraͤge. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht 
dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die Berufung an den Miniſter fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


H. 39. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ 
bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden und 
etwaige Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 

$. 40. 

Abaͤnderungen dieſes Statuts koͤnnen nur unter landes herrlicher Geneh— 
migung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. Dezember 1863. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
| (R. v. Decker) a 
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